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Vorlagen-Nr.: 0009/2019 
 
Abteilung: Finanzen Bearbeiter/in: Burgard, Vanessa 

Haushaltswirksamkeit:  nein  ja, bei Produkt: 62600 

Investitionskosten:  nein  ja Betrag:       

Drittmittel:  nein  ja Betrag:       

Folgekosten/laufender Unterhalt:  nein  ja Betrag:       
 
 

Beratungsfolge Termin Behandlung Beratungsstatus 

Stadtrat 27.06.2019 öffentlich Beschlussfassung 

 
Betreff:  Bürgschaftserklärung zugunsten der GML – Gemeinschafts-Müllheizkraftwerk 

Ludwigshafen GmbH- 
 
 

Beschlussempfehlung: 
 
Der Stadtrat nimmt die der übernommenen Ausfallbürgschaft für die GML innewohnenden 

besonderen Risiken sowie das Risiko der Eintrittswahrscheinlichkeit des Bürgschaftsfalls zur 

Kenntnis und erhält auch unter dieser Maßgabe den Beschluss zur Vorlage 2820/2019 vom 

21.03.2019 aufrecht. 

 
 
Begründung: 
 
Die Stadt Speyer ist mit einem Anteil von 5,88 % an der 100% kommunalen „GML - Gemein-

schafts-Müllheizkraftwerk Ludwigshafen GmbH“ (GML) beteiligt. Der Zweck dieser Beteili-

gung ist die Absicherung der gesetzlichen Pflichtaufgabe der Kommunen nach § 20 Kreis-

laufwirtschaftsgesetz des Bundes (kommunale Entsorgungspflicht / öffentliche Entsorgungs-

sicherheit). Hierfür betreibt die GML für ihre Gesellschafter das Gemeinschafts-

Müllheizkraftwerk Ludwigshafen (MHKW), in dem die kommunalen Restabfälle zu 100% si-

cher entsorgt werden. 

 
Der Stadtrat hat am 21.03.2019 einstimmig die Vorlage 2820/2019 (siehe Anlage 1) zur an-

teiligen Übernahme einer Ausfallbürgschaft für die GML beschlossen. Demnach übernimmt 

die Stadt Speyer für die geplante Darlehensaufnahme der GML im Rahmen des Projektes 

IGNIS vorbehaltlich der Genehmigung der Aufsichtsbehörde eine modifizierte Ausfallbürg-

schaft.  

Um eine Gesamtschuldnerschaft der beteiligten Gesellschafter zu vermeiden, wird eine quo-

tale Haftung gemäß entsprechender Ausgleichsquoten festgelegt. Die Quote entspricht ei-

nem Anteil von 5,9175 % des Maßnahmenumfangs von 90 Mio. Euro. Die modifizierte Aus-

fallbürgschaft hat einen Umfang von höchstens 4.260.000 Euro. 

 
Die ADD fordert im Rahmen des Genehmigungsverfahrens eine gesonderte Information des 

Stadtrates über die der Bürgschaft innewohnenden besonderen Risiken sowie über die ge-

nerelle Eintrittswahrscheinlichkeit von Bürgschaften für die GML. 
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Die Darlehen werden von der KfW IPEX-Bank GmbH (Bank) in Anspruch genommen, wel-

che die günstigsten Zinskonditionen angeboten hat. Damit die Bank der GML diese Konditio-

nen anbieten kann, enthält die von ihr geforderte Bürgschaft Regelungen, welche ein erhöh-

tes Risiko für die Bürgen beinhalten.  

 
Laut einem Schreiben der ADD vom 27.11.2018 an die Stadtverwaltung Ludwigshafen be-

steht dieses Risiko vor allem darin, dass „der Ausfall bereits dann als eingetreten gilt, wenn 

die Zahlungsunfähigkeit durch Einstellung der Zahlung des Darlehensnehmers erwiesen ist. 

Zum anderen verzichten die Bürgen auf die Einrede der Anfechtbarkeit aus § 770 Abs. 1 

BGB und die Einrede der Aufrechenbarkeit aus § 770 Abs. 2 BGB wird modifiziert.“ 

 
Zusätzlich zur Bürgschaft hat die Bank von der Stadt Ludwigshafen eine Erklärung gefordert, 

wonach sie das Kündigungsrecht der GML nach § 489 Abs. 2 BGB absichert und der Bank 

den durch eine Kündigung der GML entstandenen Schaden ersetzt, bzw. ein Darlehen zu 

entsprechenden Zinskonditionen bei der Bank abschließt. 

Das vorbezeichnete Risiko wird durch eine Erklärung der GML minimiert, wonach sie das 

Kündigungsrecht aus § 489 Abs. 2 BGB nur auf ausdrückliche Weisung oder vorherigen Zu-

stimmungsbeschluss der Gesellschafterversammlung ausübt (siehe Anlage 2). 

 
Laut einer Einschätzung der Bundesbank vom 06.05.2019, die als Anlage 3 beigefügt ist, 

wird die GML als „notenbankfähig“ eingeschätzt. Vor diesem Hintergrund wird die Eintritts-

wahrscheinlichkeit des Bürgschaftsfalls als gering eingeschätzt. 

 
Der Stadtrat wird gebeten, die der übernommenen Ausfallbürgschaft für die GML innewoh-

nenden besonderen Risiken sowie das Risiko der Eintrittswahrscheinlichkeit des Bürg-

schaftsfalls zur Kenntnis zu nehmen und auch unter dieser Maßgabe den Beschluss zur Vor-

lage 2820/2019 vom 21.03.2019 aufrecht zu erhalten. 

 
Wir bitten um Beschlussfassung. 
 
 
 
Anlagen: 
 

1. Stadtratsvorlage 2820/2019 vom 21.03.2019 
2. Gesellschaftererklärung  Stadt Ludwigshafen an die KfW 
3. Einschätzung der Bundesbank über die GML 
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